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1.	 Einleitung

Da mit digitalen Geschäftsprozessen die Arbeitsabläufe in den 
Unternehmen optimiert werden können, wurden im Rahmen des 
„Bürokratieabbaus“ seitens der Europäischen Union Erleichterun-
gen beim Umgang mit elektronischen Rechnungen gefordert. Der 
entsprechende Artikel der geänderten Mehrwertsteuer-System-
richtlinie wurde zum 01. Juli 2011 in nationales Recht umgesetzt. 

Nachdem die Finanzbehörde mit Erlass vom 02.07.20121 ihre 
Meinung geäußert hat, war eine Zunahme von elektronischen 
Rechnungen zu erwarten, da die Prozesse gegenüber früher wesent-
lich erleichtert wurden.

Entgegen der veröffentlichten Meinung sind trotz dieser Erleichte-
rungen in der Praxis Papierrechnungen und elektronische Rechnun-
gen noch nicht völlig gleichgestellt. Diese Unterschiede und eventuel-
le, noch bestehende rechtliche Unsicherheiten sollten jedoch nicht 
zur Barriere werden. 

Die folgenden Ausführungen gelten sinngemäß auch für die 
Abrechnung mit Gutschriften. 

1	 BMF-Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 02.07.2012, BStBl I, 2012, S. 686
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2.	 Was ist eine Rechnung?

Rein zivilrechtlich gesehen hat eine Rechnung selbst keine Bin-
dungswirkung. Nur die vorher geschlossenen Verträge, die Leis-
tung und Gegenleistung benennen, sind rechtlich bindend. Des-
halb finden sich weder im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) noch 
im Handelsgesetzbuch (HGB) eine Definition einer „Rechnung“ oder 
Vorschriften, wie eine „Rechnung“ auszusehen hat. Das Handelsge-
setzbuch bestimmt jedoch, dass ein Kaufmann Ausgangs- und Ein-
gangsrechnungen als Belege aufbewahren muss (§ 257 Abs. 1 Nr. 4 
in Verbindung mit § 238 Abs. 1 HGB). 

Im Umsatzsteuerrecht kommt der Rechnung eine zentrale Bedeu-
tung zu und demzufolge findet sich im Umsatzsteuergesetz (UStG) 
in § 14 Abs. 1 Satz 1 auch eine Definition:

„Rechnung ist jedes Dokument, mit dem über eine  
Lieferung oder sonstige Leistung abgerechnet wird, gleich-
gültig, wie dieses Dokument im Geschäftsverkehr bezeich-
net wird“.

Dabei ist bei jeder Rechnung, unabhängig davon, ob papiergebunden 
oder elektronisch, darauf zu achten, dass die Angaben gemäß 
§ 14 Abs. 4 UStG enthalten sind.

Pflichtangaben in einer Rechnung:

�� Name und Anschrift des leistenden Unternehmers

�� Name und Anschrift des Leistungsempfängers

�� Steuernummer und/oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer

�� Ausstellungsdatum der Rechnung

�� der Zeitpunkt der Lieferung oder der sonstigen Leistung

�� eine fortlaufende Rechnungsnummer
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�� die Menge und die handelsübliche Bezeichnung des Gegenstan-
des der Lieferung oder die Art und der Umfang der sonstigen 
Leistung

�� das nach Steuersätzen und Steuerbefreiungen aufgeschlüsselte 
Netto-Entgelt

�� anzuwendender Steuersatz und der auf das Entgelt anfallende 
Umsatzsteuerbetrag

�� Hinweis auf im Voraus vereinbarte Minderungen des Entgelts

�� (Rabatte, Boni, Skonti)

Enthält eine Rechnung nicht alle vorgeschriebenen Angaben, 
entspricht sie nicht den gesetzlichen Anforderungen und berech-
tigt daher nicht zu einem Vorsteuerabzug. Der Rechnungsempfän-
ger hat einen Anspruch auf eine ordnungsgemäße Rechnung, die 
zum Abzug der Vorsteuer berechtigt. Anderenfalls ist er zur Zu-
rückbehaltung des Rechnungsbetrags berechtigt. Voraussetzung 
für den Vorsteuerabzug ist das Vorliegen einer ordnungsgemäßen 
Rechnung. Hierfür ist der Unternehmer gegenüber der Finanzver-
waltung beweispflichtig.

Allerdings können fehlende oder falsche Angaben in bestimmten 
Fällen zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt bzw. berichtigt 
werden. Bitte sprechen Sie daher mit Ihrer Steuerberaterin/Ihrem 
Steuerberater, wenn nicht alle Rechnungsmerkmale enthalten oder 
korrekt sind.

Bei Kleinbetragsrechnungen bis 250 Euro (§ 33 UStDV) und 
Fahrscheinen (§ 34 UStDV) kann auf einen Teil der Angaben 
verzichtet werden. 

Schuldet der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer (Reverse 
Charge Verfahren, § 13b UStG) besteht die Steuerschuld und 
die Vorsteuerabzugsberechtigung auch ohne dass eine ord-
nungsgemäße Rechnung vorliegt. 
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3.	 Innerbetriebliches Kontrollverfahren

Im Rahmen der Einführung der umsatzsteuerrechtlichen Gleich-
behandlung von elektronischen und Papierrechnungen wurde für 
alle Rechnungen folgende Verpflichtung in das Gesetz aufgenom-
men:

„Die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrt-
heit ihres Inhalts und ihre Lesbarkeit müssen gewährleistet 
werden. Echtheit der Herkunft bedeutet die Sicherheit der 
Identität des Rechnungsausstellers. Unversehrtheit des In-
halts bedeutet, dass die nach diesem Gesetz erforderlichen 
Angaben nicht geändert wurden. Jeder Unternehmer legt 
fest, in welcher Weise die Echtheit der Herkunft, die Un-
versehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung 
gewährleistet werden. Dies kann durch jegliche innerbe-
triebliche Kontrollverfahren erreicht werden, die einen 
verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung und Leistung 
schaffen können.2

Diese neu in das Gesetz aufgenommene Verpflichtung zur Schaf-
fung eines innerbetrieblichen Kontrollverfahrens dient dazu, die 
korrekte Übermittlung der Rechnung sicherzustellen. Liegt eine in-
haltlich richtige Rechnung (richtige Leistung, richtiger Leistender, 
richtiges Entgelt und richtiger Zahlungsempfänger) vor, ist die 
Annahme gerechtfertigt, dass die Rechnung weder ge- noch ver-
fälscht, noch auf andere Weise verändert wurde.

2	 § 14 Abs. 1 Sätze 2 bis 6 UStG, Hervorhebungen durch den Verfasser
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Die Finanzverwaltung geht davon aus, dass der Unternehmer be-
reits im eigenen Interesse überprüft, „ob

�� die Rechnung in der Substanz korrekt ist, d. h. ob die in Rech-
nung gestellte Leistung tatsächlich in dargestellter Qualität und 
Quantität erbracht wurde,

�� der Rechnungsaussteller also tatsächlich den behaupteten 
Zahlungsanspruch hat,

�� die vom Rechnungssteller angegebene Kontoverbindung 
korrekt ist und ähnliches, um zu gewährleisten, dass er  
tatsächlich nur die Rechnungen begleicht, zu deren Begleichung 
er auch verpflichtet ist.“3 

Eine eigenständige Dokumentationspflicht für das innerbetriebli-
che Kontrollverfahren besteht nicht. Die Verpflichtung des Unter-
nehmers, die Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug (in diesem 
Zusammenhang insbesondere bezüglich des Leistungsbezugs und 
des leistenden Unternehmers) nachzuweisen, besteht jedoch fort.

Die Verpflichtung für (digitale) Prozesse und den Umgang mit 
(digitalen) Dokumenten eine Verfahrensdokumentation zu 
erstellen, bleibt von dieser Regelung ebenfalls unberührt. Es 
empfiehlt sich, gegebenenfalls das innerbetriebliche Kontroll-
verfahren hier ebenfalls zu dokumentieren. Ihre Steuerberate-
rin/Ihr Steuerberater unterstützt Sie bei der Erstellung dieser 
Verfahrensdokumentation.

3	 BMF-Schreiben vom 02.07.2012, ebenda
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4.	 Was ist eine elektronische Rechnung?

„Rechnungen sind auf Papier oder vorbehaltlich der Zu-
stimmung des Empfängers elektronisch zu übermitteln. 
Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in 
einem elektronischen Format ausgestellt und empfangen 
wird.“ 4

Unter die Bezeichnung „elektronische Rechnungen“ fallen somit 
Rechnungen, die als Web-Download, als E-Mail oder E-Mail-An-
hang, durch Übersendung maschinell lesbarer Datenträger oder 
auf anderen elektronischen Wegen übermittelt werden. Entschei-
dend für den Leistungsempfänger (und Vorsteuerabzugsberech-
tigten) ist, dass sie ihm elektronisch bekannt gegeben werden.

Eine auf einem Standard-Telefax5 empfangene Rechnung gilt da-
her nicht als elektronische Rechnung. 

Bitte beachten Sie:

Geht Ihnen die Rechnung auf einem Computer-Telefax6 zu, 
handelt es sich immer – unabhängig vom Faxgerät des Ab-
senders – um eine elektronische Rechnung.

6    

4	 § 14 Abs. 1 Sätze 7 und 8 UStG

5	 Standard-Telefax: Traditionelles Fax, bei dem das empfangene Dokument  
sofort gedruckt wird und dem Benutzer nicht als Datei zur Verfügung steht.

6	 Computer-Telefax: Das Dokument wird auf einem Computer empfangen und als Datei 
zugestellt. Es steht dem Benutzer zum Ausdruck und zur Speicherung zur Verfügung.
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5.	 ZUGFeRD und XRechnung – einheitliches Format 
für elektronische Rechnungen7

Elektronische Abläufe sparen Zeit und Kosten. In der elektroni-
schen Rechnungsstellung ist der Austausch von Bilddateien (z. B. 
PDF) jedoch noch weit verbreitet. Mit den Standards ZUGFeRD und 
XRechnung lässt sich hier die Digitalisierung weiter vorantreiben.

Die XRechnung wurde für die nationale Umsetzung der EU-Richt-
linie 2014/55/EU zur Rechnungsstellung an Behörden und Unter-
nehmen der öffentlichen Hand als Standard definiert (Kapitel 5.1, 
https://www.xoev.de/die_standards/xrechnung-14741). 

ZUGFeRD ist die Abkürzung für „Zentraler User Guide des Fo-
rums elektronische Rechnung Deutschland“. Es handelt sich um 
ein Rechnungsformat, mit welchem zusätzlich zur Bilddatei (als 
PDF) deutschlandweit einheitlich strukturierte Rechnungsdaten in 
einer Datei übermittelt werden können. So können diese Rechnun-
gen ohne weitere Schritte ausgelesen, zugeordnet und verarbeitet 
werden. 

Entwickelt wurde dieses Format unter Einbindung von Unterneh-
men aus der Automobilindustrie, dem Einzelhandel, dem Banken-
sektor, der Software-Industrie, aber auch vom öffentlichen Sektor.

Dieser Standard ist somit branchenübergreifend und konzentriert 
sich auf den Kern relevanter Rechnungsbestandteile. Dadurch wird 
er in vielen, vor allem auch in kleinen und mittleren Unternehmen 
einsetzbar. 

Das Forum elektronische Rechnung Deutschland strebte an, den 
Standard in eine DIN-Normierung zu überführen und ein europa-
weit geltendes Format zu etablieren. Damit erhalten Unternehmen, 
Kanzleien, Behörden, Institutionen und Softwarehersteller eine 
Investitionssicherheit, die die flächendeckende Verbreitung von 
ZUGFeRD unterstützen würde. 

7	 Weitere Informationen finden Sie auf der Homepage des BMWI.
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5.1	 Elektronische Rechnungstellung für öffentliche 
Aufträge ab November 2020 verpflichtend

Das Bundesinnenministerium (BMI) und das Bundesfinanzministe-
rium (BMF) starten im Juli 2018 den Pilotbetrieb für den elektroni-
schen Rechnungsaustausch im Format XRechnung.

Bereits Ende November 2018 sollen diese elektronischen Rechnun-
gen im Format XRechnung von ersten Institutionen auf oberster 
Bundesebene (z. B. Bundesministerien, Bundeskanzleramt) ange- 
nommen werden können. Bis zum April 2020 wird diese Empfangs-
möglichkeit auf weitere Bundes- und Landesbehörden ausgewei-
tet. Ab November 2020 müssen Lieferanten, zumindest auf Bun-
desebene, verpflichtend elektronische Rechnungen stellen.

Das Vorhaben gilt als technologisch anspruchsvoll. Behörden in al-
len Bundesländern mit teils unterschiedlicher IT-Infrastruktur müs-
sen zum jeweiligen Stichtag in der Lage sein, strukturierte elek- 
tronische Rechnungen aller Lieferanten annehmen und verarbeiten 
zu können. Dazu wird das so genannte „eRechnungsportal Bund“ 
entwickelt – die technologische Plattform des Bundes.
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5.2	 ZUGFeRD 1.0 wird zu ZUGFeRD 2.0 und  
Entwicklung der XRechnung

Die Bundesregierung hat im September 2017 die E-Rechnungs-Ver-
ordnung erlassen. Damit wurde die europäische Richtlinie über 
die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen in 
deutsches Recht umgesetzt. Daraufhin wurde das Datenaustausch-
format XRechnung entwickelt.

In der Wirtschaft bereits etablierte Datenaustauschstandards  
wie ZUGFeRD können neben dem Datenaustauschstandard XRech-
nung verwendet werden, wenn sie – wie ZUGFeRD 2.0 – die Anfor-
derungen der europäischen Norm erfüllen. 

XRechnung und ZUGFeRD 2.0 stehen somit als strukturierte Rech-
nungsformate gleichberechtigt nebeneinander. Es bleibt dem An-
wender/der Anwenderin selbst überlassen, welches Format sie ein-
setzen.

6.	 „Erleichterungen“ bei elektronischen Rechnungen

Schon vor den zum 01.07.2011 rückwirkend in Kraft getretenen  
Regelungen war die Abrechnung mittels einer elektronischen Rech-
nung möglich. Das Umsatzsteuergesetz sah allerdings nur bei der Ver-
wendung

1.	 einer qualifizierten elektronischen Signatur oder einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur mit Anbieter-Akkreditierung nach 
dem Signaturgesetz vom 16. Mai 2001 oder

2.	 des elektronischen Datenaustausches (EDI) nach Artikel 2 der 
Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 
über die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustau-
sches (ABl. L 338 vom 28.12.1994, S. 98)

den Vorsteuerabzug vor.
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Diese Festlegung auf bestimmte elektronische Verfahren ist nunmehr 
weggefallen. Die neue Regelung ist technikneutral. Allerdings sind 
die Anwender der obengenannten Verfahren privilegiert. Wird ei-
nes dieser Verfahren angewandt, gelten die Echtheit der Herkunft 
und die Unversehrtheit des Inhaltes als gewährleistet. Die entspre-
chenden Schritte des innerbetrieblichen Kontrollverfahrens können 
daher entfallen.

Das in Nummer 2 erwähnte EDI-Verfahren wird in der Regel zwi-
schen Unternehmen realisiert, die monatlich größere Mengen von 
Daten und Rechnungen austauschen und setzt einen entspre-
chenden Implementierungsaufwand bei den beteiligten Firmen 
voraus. Die elektronische Signatur wird dagegen auch im Massen-
geschäft, z. B. bei Anbietern von Telekommunikationsdienstleis-
tungen eingesetzt.

6.1	 Elektronische Signatur

Im Signaturgesetz (SigG) sind die Rahmenbedingungen für elek- 
tronische Signaturen geregelt.

Die elektronische Signatur ist ein fälschungssicherer mathematischer 
Schlüssel, der zusammen mit dem Text gesendet wird. Die elektroni-
sche Unterschrift soll dem Empfänger des Dokumentes einen rechts-
verbindlichen Beweis dafür liefern, dass das Dokument tatsächlich vom 
ausgewiesenen Sender stammt und auf dem Übertragungsweg nicht 
manipuliert wurde. Und umgekehrt: Für den Sender ist die digitale Un-
terschrift der Beweis, dass der Empfänger das unverfälschte Dokument 
erhalten hat.

Ein Dokument gilt als wirksam digital unterschrieben, wenn 
die Zuordnung der Unterschrift zum Dokument ausreichend fäl-
schungssicher ist. Dazu muss auch der Absender eindeutig iden-
tifizierbar sein. Um dies zu gewährleisten, wird jedem Benutzer 
ein Signaturschlüssel (privater Schlüssel) zugeordnet. Mit diesem 
Schlüssel wird die Unterschrift erzeugt.
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Zur Kontrolle gibt es einen einzigen korrespondierenden öffentli-
chen Schlüssel. Damit kann die Echtheit der „Unterschrift“ über-
prüft werden. Außerdem kann festgestellt werden, ob die signier-
ten Daten in der Zwischenzeit verändert wurden. Die Zuordnung 
des Schlüssels erfolgt durch eine lizenzierte Zertifizierungsinstanz. 
Diese übernimmt die Garantie für die richtige Zuordnung einer Si-
gnatur zu einer Person.

Hinweis

Weder eine z. B. über Microsoft Outlook selbst erstellte Sig-
natur noch ein PGP-Schlüssel („Pretty Good Privacy“ – Pro-
gramm zur Verschlüsselung und zum Signieren von Daten) 
sind ausreichend, da sie nicht den Anforderungen der qua-
lifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz 
entsprechen.

6.2	 Kontrolle der elektronischen Signatur

Zur Nutzung der Beweiserleichterungen (Kapitel 6) beim inner
betrieblichen Kontrollverfahren muss diese elektronische Signatur 
vor der Vornahme des Vorsteuerabzuges geprüft werden und an-
schließend das Prüfprotokoll ebenso wie die elektronische Rech-
nung archiviert werden. Für diese Prüfung stehen verschiedene 
Möglichkeiten im Internet zur Verfügung.

Der Unternehmer kann sich jedoch auch dazu entscheiden, keine 
Prüfung der Signatur vorzunehmen, dann ist die Rechnung wie 
eine nicht signierte elektronische Rechnung zu behandeln und die 
Beweiserleichterung greift nicht.
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7.	 Aufbewahrung von elektronischen Rechnungen

Das Gesetz verlangt in § 14b UStG des Weiteren die Aufbewahrung 
aller Rechnungen über den Zeitraum von zehn Jahren. In diesem 
Zeitraum müssen die Lesbarkeit, die Unversehrtheit des Inhalts 
und die (Nachvollziehbarkeit der) Echtheit der Herkunft gewähr-
leistet sein. Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres der 
Rechnungserstellung oder des Rechnungsempfangs. 

Die Rechnungen müssen im Original und unveränderbar aufbe-
wahrt werden. Für elektronische Rechnungen bedeutet dies, 
dass hierfür ein Ausdruck nicht ausreichend ist. Die Aufbewah-
rung muss elektronisch erfolgen. In der Verfahrensdokumentati-
on sollte des Weiteren festgehalten werden, wie sichergestellt ist, 
dass die Speicherung im Originalzustand erfolgt.

Bitte beachten Sie:

�� Stellt die Transport-E-Mail einen Handelsbrief dar, ist dieser 
auch unabhängig von den Vorschriften des Umsatzsteuergeset-
zes nach den Regelungen der Abgabenordung oder des HGBs 
aufzubewahren. Ist dies nicht der Fall wird seitens der Finanzver-
waltung teilweise von einer Aufbewahrungspflicht nach dem 
UStG ausgegangen. Bitte sprechen Sie Ihre Vorgehensweise mit 
Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steuerberater ab.

�� Die Aufbewahrung des Duplikates der übersandten Rechnung 
beim Rechnungsaussteller entspricht nicht dieser Vorschrift.

�� Wird die zum Download bereitgestellte Rechnung lediglich auf 
der Internetplattform des Rechnungsausstellers im Kundenkonto 
gespeichert, kann der Nachweis, dass diese vor Vornahme des 
Vorsteuerabzuges zur Kenntnis genommen wurde, kaum ge-
führt werden.

�� Bei Archivierung im Internet (Cloud) muss auf die Einhaltung 
der deutschen Gesetze geachtet werden.
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Die Finanzverwaltung stellt in ihrem Erlass8 ausdrücklich fest, dass 
auch dann, wenn der Vorsteuerabzug zu gewähren ist, die Verlet-
zung der Aufbewahrungspflicht gemäß § 26a UStG bestraft werden 
kann. Dieses steuerlich nicht abzugsfähige Bußgeld kann bis zu 
fünftausend Euro pro Fall betragen.9

Hinweis

Beim Einsatz von elektronischen Rechnungen sollten Sie da-
her auch bezüglich dieser Aufbewahrungspflichten unbedingt 
den Rat Ihrer Steuerberaterin oder Ihres Steuerberaters ein-
holen.

Werden im Rahmen des innerbetrieblichen Kontrollverfahrens 
Prüfungsschritte und -feststellungen (z.  B. Streichung von Rech-
nungspositionen auf einem Duplikat der Rechnung) schriftlich do-
kumentiert, so sind diese Dokumente zusätzlich im Original aufzu-
bewahren. 

8.	 Einfache DATEV-Lösung: Belege online

Eine einfache und durchgängige Lösung, mit der alle gesetzlichen 
Anforderungen erfüllt sind, bietet die DATEV  eG. Signierte elek-
tronische Rechnungen können unmittelbar nach Empfang in der 
browserbasierten DATEV-Anwendung Belege online als Teil von 
DATEV Unternehmen online revisionssicher archiviert werden.

8	 BMF-Schreiben vom 02.07.2012, ebenda

9	 § 26a Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 26a Abs. 2 zweiter Halbsatz UStG
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9.	 Praxistipps und -hinweise

�� Alle Pflichtangaben einer Rechnung müssen auch auf einer 
elektronischen Rechnung enthalten sein.

�� Der Rechnungsempfänger muss damit einverstanden sein, 
die Rechnung in elektronischer Form zu erhalten.

�� Alle Rechnungen müssen einem innerbetrieblichen Kontroll
verfahren unterzogen werden.

Sind die elektronischen Rechnungen qualifiziert elektronisch 
signiert, kann dieses teilweise entfallen, wenn die qualifizierte 
elektronische Signatur überprüft und die Prüfung dokumentiert 
wird.

�� Die (elektronischen) Rechnungen sind gegebenenfalls zusam-
men mit der Signatur und dem Prüfergebnis unveränderbar in 
einem elektronischen Archiv aufzubewahren.

�� Die Lesbarkeit, Unversehrtheit des Inhalts und die (Nachvoll-
ziehbarkeit der) Echtheit der Herkunft muss in der gesamten 
zehnjährigen Frist gewährleistet sein.
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